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    bundesweiter Protesttag gegen Abschiebungen nach Afghanistan
   Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferen am 24.1.2017
Kritik an Sammelabschiebung nach Afghanistan
Erzbischof Heße und Präses Rekowski fordern Sicherheit der Person vor migrationspolitischen Überlegungen
Gestern Abend (23. Januar 2017) ist die zweite Sammelabschiebung von abgelehnten Asylbewerbern nach Afghanistan durchgeführt worden. Der Vorsitzende der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Stefan Heße (Hamburg), und der Vorsitzende der Kammer für Migration und Integration der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Präses Manfred Rekowski (Evangelische Kirche im Rheinland), kritisieren die Rückführungen nach Afghanistan: „Kein Mensch darf in eine Region zurückgeschickt werden, in der sein Leben durch Krieg und Gewalt bedroht ist. Die Sicherheit der Person muss stets Vorrang haben gegenüber migrationspolitischen Erwägungen.“
Erzbischof Heße wies darauf hin, dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan im Verlauf des letzten Jahres weiter verschlechtert habe: „Die innerstaatlichen bewaffneten Konflikte in Afghanistan haben sich zugespitzt, zugleich hat auch die Zahl der innerhalb des Landes in die Flucht getriebenen Menschen zugenommen.“ Da immer mehr Binnenvertriebene in der afghanischen Hauptstadt Kabul Schutz suchten, sei auch dort die Situation schwieriger geworden. „Die Berichte des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen und weiterer internationaler Organisationen deuten darauf hin, dass Rückführungen nach Afghanistan humanitär unverantwortlich sind. Wenn die Sicherheitslage prekär ist, sind auch die Menschenrechte in Gefahr“, betonte Präses Rekowski. Auch die Internationale Organisation für Migration und das Europäische Unterstützungsbüro für Asylfragen würden von einer erheblichen Verschlechterung der Sicherheitslage in Afghanistan und teilweise bürgerkriegsähnlichen Zuständen berichten.
Die beiden Kirchen sprechen sich nicht grundsätzlich dagegen aus, dass Personen, die in Deutschland keine Bleibeperspektive haben, in ihre Heimat zurückgeführt werden. Abschiebungen in lebensgefährliche Gebiete seien jedoch inakzeptabel, so Erzbischof Heße und Präses Rekowski. „Wenn ein Asylbewerber infolge eines fairen rechtsstaatlichen Verfahrens in seine Heimat zurückkehren muss, trägt unser Land die Verantwortung für sein Wohlergehen. Es muss in jedem Einzelfall geprüft werden, ob Gefahren für Leib und Leben drohen und ob eine Rückkehr tatsächlich zumutbar ist“, hoben Erzbischof Heße und Präses Rekowski hervor. Rückgeführte Personen sollten weiterhin dabei unterstützt werden, für sich und ihre Familien ein menschenwürdiges Leben aufzubauen.
Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
Eine unheilige Koalition aus Ländern, die mit Abschiebungen nach Afghanistan
keine Probleme haben, hat gestern wieder "Vollzug" gemeldet: Am Montagabend, 23.1.17

ist um 20.40 Uhr vom Frankfurter Flughafen aus eine Maschine mit 26 Flüchtlingen in
Richtung Kabul gestartet.

- 18 Flüchtlinge wurden aus Bayern abegeschoben (CSU-regiert)

- 4 Flüchtlinge wurden aus Baden-Württemberg abgeschoben (grün-schwarz regiert)

- 3 Flüchtlinge wurden aus Hamburg abgeschoben (rot-grün regiert)

- 1 Flüchtling wurde aus Rheinland-Pfalz abgeschoben (rot-grün-gelb regiert)

Einer der Abgeschobenen sei Straftäter. Da Rheinland-Pfalz vorab erklärt hatte,
dass nur "verurteilte Straftäter und Gefährder" aus Rheinland-Pfalz nach
Afghanistan abgeschoben würden (siehe
http://andere-politik.de/2017/01/gruene-chaos-oder-bewusstes-durchzocken-einiger-wenige/),
könnte es sich hier um die Person handeln. NRW und Hessen haben sich dieses Mal
zurückgehalten.

Vor dem Abflug gab es eine Protestaktion am Frankfurter Flughafen. Rund 100
Menschen demonstrierten gegen die Aktion. Zu dem Protest hatten eine afghanische
Flüchtlingsorganisation und Pro Asyl aufgerufen. "Wir protestieren gegen
Abschiebungen in ein Land wie Afghanistan", sagte Sarmina Stuman von der Afghan
Refugees Movement. Pro-Asyl-Geschäftsführer Günter Burkhardt sprach von einem
"russischen Roulette auf dem Rücken der Flüchtlinge". 

Bayrische Flüchtlingsrat
„Die Abschiebung einer frisch operierten Person verhinderten die behandelten Ärzte im Krankenhaus, nicht das Bayerische Innenministerium. Der Bayerische Flüchtlingsrat appelliert an die Bayerische Staatsregierung, endlich die Realität in Afghanistan zur Kenntnis zu nehmen und Abschiebungen nach Afghanistan sofort zu stoppen.“

Auf dem Abschiebeflug gestern Abend, 23.1. von Frankfurt nach Kabul kamen 18 der 26 abgeschobenen Afghanen aus Bayern.

Wie schon bei der Charterabschiebung am 14.12.2016 deutet nichts auf eine Vorauswahl hin. Zwei werdende Väter und mehrere psychisch Kranke saßen im Flugzeug. Mehrere hatten eine feste Arbeit, machten Kurse, eine Person lebte seit sieben Jahren in Bayern.

In zwei Fällen wurden die Abschiebungen von den Verwaltungsgerichten ausgesetzt. Das Bundesverfassungsgericht hatte in diesem Fall eine Beschwerde abgelehnt.

„Der Bayerische Flüchtlingsrat kritisiert diese beispiellos wahllose und rücksichtslose Abschiebung. In anderen Bundesländern wurden die Abschiebungen angesichts des neuen UNHCR-Berichts zurückgefahren. Bayerns Innenministerium und die neu geschaffenen Zentralen Abschiebebehörden arbeiten an ihrem Ruf, Humanität und Menschenrechte hintenan zu stellen,“ kritisiert Stephan Dünnwald, Sprecher des Bayerischen Flüchtlingsrats. 

Presseerklärung
23. Januar 2017

PRO ASYL verurteilt unmittelbar bevorstehende Abschiebung nach Afghanistan 
Aus Unterstützerkreisen der Flüchtlingsarbeit verdichten sich die Hinweise, dass die nächste Sammelabschiebung nach Afghanistan unmittelbar bevorsteht. PRO ASYL appelliert erneut an die Bundesländer, diese nicht zu vollziehen. 

Es mutet zynisch an, dass sozialdemokratische Innenminister Abschiebungen nach Afghanistan unterstützen, die Warnungen des UNHCR bezüglich Afghanistan in den Wind schlagen und gleichzeitig die SPD aus Bundesebene heute den UNHCR mit dem Willy-Brand-Preis auszeichnet. Der UNHCR hat kürzlich auf die gefährliche Lage in Afghanistan aufmerksam gemacht. Es ist unerträglich, dass einerseits auf der Preisverleihung der Flüchtlingsschutz gewürdigt wird und andererseits Menschen, die vor Krieg und Terror geflohen sind, in ein Kriegs- und Krisengebiet abgeschoben werden sollen.

Die unmittelbar bevorstehende Abschiebung nach Afghanistan ist ein Tabubruch. Erstmals werden mit Billigung von christdemokratischen, sozialdemokratischen und grünen Landespolitikern Schutzsuchende in einer Sammelabschiebung in ein Kriegs- und Krisengebiet abgeschoben – wider alle Fakten, wider besseres Wissen. PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt appelliert erneut: »Dieser Flieger darf nicht starten. Abschiebungen nach Afghanistan sind verantwortungslos. Sozialdemokratisch und grün geführte Landesregierungen müssen sich den Hardlinern aus CDU/CSU entgegenstellen. Während sich in der Vergangenheit grüne Politiker noch für die Einhaltung der Menschenrechte von Schutzsuchenden stark gemacht haben, bewegen sich nun offensichtlich auch Grüne in Regierungsverantwortung mitten hinein ins postfaktische Zeitalter«. Alle bekannten Fakten sprechen gegen Abschiebungen nach Afghanistan. PRO ASYL wirft dem Bundesinnenminister und den abschiebereiten Bundesländern vor, die sachgerechte Lageeinschätzung des UNHCR nicht zur Kenntnis zu nehmen.

Die Lageeinschätzung des UNHCR ist eindeutig: Der UNHCR stellt in seinem Bericht fest, dass das gesamte Staatsgebiet Afghanistans von einem »innerstaatlichen bewaffneten Konflikt« im Sinne des europäischen Flüchtlingsrechtes betroffen sei. Aufgrund der sich ständig ändernden Sicherheitslage könne man gar nicht zwischen sicheren und unsicheren Regionen in dem Bürgerkriegsland entscheiden. 

Mit der Etikettierung »junge, alleinstehende Männer« oder »Straftäter« soll nach Auffassung von PRO ASYL die Hemmschwelle für Abschiebungen in ein Kriegs- und Krisengebiet gesenkt und Akzeptanz geschaffen werden. Auch Abschiebungen von jungen, alleinstehenden Männern oder Straftätern in ein Kriegs- und Krisengebiet sind bedenklich, da die Betroffenen sehenden Auges in eine Gefährdungslage geführt werden.

PRO ASYL fordert erneut, dass aufgrund der aktuellen Faktenlage alle in der Vergangenheit abgelehnten Asylanträge neu zu bewerten sind. Der UNCHR hat in seinem Bericht (Dez.16) aufmerksam gemacht, dass »die Bewertung des Schutzbedarfs stets aufgrund aller zum Zeitpunkt der Entscheidung verfügbaren, neuesten Erkenntnisse erfolgen muss. Bei einem bereits länger zurückliegenden negativen Abschluss eines Asylverfahrens wird somit häufig Anlass bestehen, aufgrund der Veränderung der Faktenlage eine neue Ermittlung des Schutzbedarfs vorzunehmen.« 
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